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DER OBERBÜRGERMEISTER 
Sozialamt 

 
 
 

 
 
 
 
 
Betrifft 
 

Münster auf dem Weg zur inklusiven Stadt:  
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
 

 
 
Beratungsfolge 
 

 

10.07.2013 Hauptausschuss Vorberatung 
10.07.2013 Rat                                                                                                Entscheidung 

 
 

Beschlussvorschlag: 
 
I. Sachentscheidung: 
 

1. Die Stadt Münster wirkt im Rahmen ihrer rechtlichen Verpflichtungen, ihrer politischen 
Zielsetzungen und der sich aus der Haushaltslage ergebenden Möglichkeiten der Finan-
zierung darauf hin, dass die Ziele, Grundsätze und Maßnahmen der UN-
Behindertenrechtskonvention in allen kommunalen Handlungsfeldern berücksichtigt wer-
den und die Stadt Münster sich zu einer inklusiven Stadt entwickelt. 
 
2. Der Rat stimmt dem Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
in Münster (Anlage) zu. 
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die im Aktionsplan genannten Einzelmaßnahmen, die 
keiner weiteren politischen Entscheidung bedürfen (Maßnahmen mit der Ziffer 1), sofort 
bzw. in dem im Aktionsplan benannten Jahr umzusetzen. 
 
4. Für die im Aktionsplan genannten Maßnahmen, die einen Umsetzungsbeschluss ein-
schließlich Finanzierung erfordern (Maßnahmen mit den Ziffern 2 und 3), wird die Verwal-
tung beauftragt, diesen unter Beachtung der im Aktionsplan genannten Zeiträume für die 
Umsetzung rechtzeitig vorzubereiten.  
 
Ferner wird die Verwaltung beauftragt, zu prüfen, wie und ggf. mit welchem Res-
sourcenbedarf die im Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/GAL an den Rat 
der Stadt Münster Nr. A-R/0027/2013 ("Münster auf dem Weg zur inklusiven Stadt: 
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, hier: Teilhabe  
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an Arbeit für Menschen mit Behinderung in Münster erhöhen – einen inklusiven Ar-
beitsmarkt schaffen") genannten Anliegen umgesetzt werden können und das Er-
gebnis der Prüfung bis Ende 2013 in einer Vorlage den zuständigen Gremien des 
Rates vorzulegen. 
 
5. Die Verwaltung wird beauftragt,  

- die Kommission zur Förderung der Inklusion von Menschen mit Behinderungen und 
die jeweils zuständigen Fachausschüsse fortlaufend über die Umsetzung von Maß-
nahmen des Aktionsplans zu informieren, 

- in der jährlichen Sitzung der Kommission zur Förderung der Inklusion von Men-
schen mit Behinderungen mit den Organisationen von Menschen mit Behinderun-
gen über den Stand der Umsetzung des Aktionsplans zu berichten und Anregungen 
und Ideen für die weitere Entwicklung von Münster zu einer inklusiven Stadt aufzu-
nehmen und zu dokumentieren und  

- den Fachausschüssen und dem Rat – nach Beratung in der Kommission zur Förde-
rung der Inklusion von Menschen mit Behinderungen – bis zur Jahresmitte 2015 ei-
nen ersten zusammenfassenden Bericht über den Stand der Umsetzung des Akti-
onsplans vorzulegen und darin auch weitere notwendige Maßnahmen aufzuzeigen. 

 
6. Mit dieser Vorlage sind folgende Beschlüsse erledigt: 
 

 Beschluss des Hauptausschusses vom 24.06.2009: Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen/GAL Nr. A-R/0005/2010: UN-Konvention umsetzen – Schulen, Kin-
der – und Jugendeinrichtungen barrierefrei gestalten (Beschlussvorlage 
V/0430/2009),  

 Beschluss des Hauptausschusses vom 29.09.2010: Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen/GAL Nr. A-R/0050/2010: „Aktionsplan ‚Inklusives Gemeinwesen 
Stadt Münster’ “ (Beschlussvorlage V/0563/2010) und 

 Beschluss des Rates vom 19.10.2011: Münster auf dem Weg zur Inklusion (Be-
schlussvorlage V/0525/2011). 

 

II. Finanzielle Auswirkungen: 
 

Unmittelbar entstehen durch diese Vorlage keine Kosten.  
 
Maßnahmen, für die Mittel bereits in den Haushalt eingestellt sind bzw. die im Rahmen der 
laufenden Aufgabenwahrnehmung umgesetzt werden können (Maßnahmen mit der Ziffer 
1), werden jeweils nur im Rahmen der vom Rat für den jeweiligen Zweck zur Verfügung 
gestellten Haushaltsmittel umgesetzt. 
 
Soweit das Aufgreifen einzelner Handlungsansätze des Aktionsplans finanzielle Ressour-
cen erfordert, ist über diese vor dem Hintergrund der jeweiligen Haushaltslage der Stadt 
Münster zu entscheiden. 
 
 

Begründung: 
 

Mit dem Antrag „Münster auf dem Weg zur inklusiven Stadt: Aktionsplan zur Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention, hier: Teilhabe an Arbeit für Menschen mit Behin-
derung in Münster erhöhen – einen inklusiven Arbeitsmarkt schaffen“ (Antrag an den Rat 
Nr. A-R/0027/2013) regt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/GAL an, unter Einbezie-
hung der bereits im Aktionsplan vorgeschlagenen Maßnahmen gemeinsam mit den ent-
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sprechenden Akteuren und Leistungsträgern ein gemeinsames Handlungskonzept zu 
entwickeln, mit dem die berufliche Teilhabe von Menschen mit Behinderung deutlich ver-
bessert werden kann. Im Antrag werden dazu konkrete Maßnahmen zur Förderung der 
beruflichen Teilhabe von Menschen mit Behinderungen vorgeschlagen.  
 
Die Verwaltung wird prüfen, wie und ggf. mit welchem Ressourcenbedarf die im Antrag 
genannten Anliegen umgesetzt werden können und die Ergebnisse den zuständigen 
Gremien des Rates bis Ende 2013 in einer Vorlage vorlegen. 
 
 

In Vertretung 
 
gez. 
Thomas Paal 
Stadtrat 
 
 

Anlage: 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/GAL an den Rat Nr. A-R/0027/2013:  
„Münster auf dem Weg zur inklusiven Stadt: Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention, hier: Teilhabe an Arbeit für Menschen mit Behinderung in 
Münster erhöhen – einen inklusiven Arbeitsmarkt schaffen“ 
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